
Aktenzeichen: 8 AZR 161/89
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 31* Mai 1990

- 8 AZR 161/89 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 14. September 1988Kiel - 4 c Ca 1265/88 -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 18. Januar 1989

Schleswig-Holstein - 5 Sa 583/88 -
Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entsche i dungsst i chwort:
Urlaubsabgeltung - Erwerbsunfähigkeit

Gesetz: BUrlG § 7 Abgeltung, § 7 Abs. 4, § 9; TVG § 1 Tarifver­
träge: Metallindustrie; Manteltarifvertrag für gewerbliche 
Arbeitnehmer und Angestellte der Metallindustrie in Ham­
burg, Schleswig-Holstein und den Landkreisen Harburg und 
Stade vom 29. Februar 1988 § 10

Leitsatz:
Eine Tarifbestimmung, nach der ein aus Alters- oder Inva­
liditätsgründen in der ersten Hälfte des Kalenderjahres 
aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiderder Arbeitnehmer mit 
zehnjähriger ununterbrochener Betrietszugehörigkeit den 
vollen Jahresurlaub erhält, begünstigt den Arbeitnehmer 
nur hinsichtlich der Urlaubsdauer. Aus einer solchen 
Regelung ergibt sich nicht, daß der Arbeitgeber den Ur­
laubsabgeltungsanspruch erfüllen muß, wenn der krankheits­
bedingt arbeitsunfähige Arbeitnehmer nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses seine Arbeitsfähigkeit nicht wieder­erlangt.
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8 AZR 161/89
5 Sa 583/88 Schleswig-Holstei
Verkündet am 31. Mai 1990
Siegel,
Reg.-HauptSekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 31. Mai 1990 durch die Vizeprä­
sidentin Michels-Holl, die Richter Prof. Dr. Leinemann und 
Dr. Peifer sowie die ehrenamtlichen Fichter Dr. Gaber und 
Mache für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Schles­
wig-Holstein vom 18. Januar 1989 - 5 Sa 
583/88 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das 
Urteil des Arbeitsgerichts Kiel vom
14. September 1988 - 4 c Ca 1265/88 - 
abgeändert:

Die Klage wird abgewiesen.

3. Der Kläger hat die Kosten des Rechts­
streits zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  ?

Der Kläger war seit Juni 1957 bei der Beklagten als Lagerar-( 
beiter beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis fand der Mantelta­
rifvertrag für gewerbliche Arbeitnehmer und Angestellte der Me­
tallindustrie in Hamburg, Schleswig-Holstein und den Landkreisen 
Harburg und Stade (MTV), zuletzt in der Fassung vom 29. Februar 
1988, Anwendung. Die Bestimmungen über den Erholungsurlaub ent­
hält § 10 MTV. Dort ist u.a. geregelt:

" 1I • • • •

2. Urlaubsdauer
2.1 Der Urlaub beträgt jährlich 30 Arbeitstage.
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4. Teilurlaub
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4.4 Ein Arbeitnehmer, der aus Alters- oder In­
validitätsgründen ausscheidet, erhält den 
vollen Urlaub, sofern er 10 Jahre ununter­
brochen dem Betriebe angehört hat, jedoch 
nur soviel Tage, wie er im Irlaubsjahr ge­
arbeitet hat.

6. Zeitpunkt, Übertragbarkeit und Abgeltung 
des Urlaubs
6.1 Der Urlaub muß im laufenden Kalenderjahr 

gewährt und genommen werden.

6.7 Eine Übertragung des Urlaubs auf das näch­
ste Kalenderjahr ist nur statthaft, wenn 
betriebliche oder in der Person des Arbeit­
nehmers liegende Gründe dies rechtfertigen. 
Im Falle der Übertragung muß der Urlaub in 
den ersten drei Monaten des folgenden Ka­
lenderjahres gewährt und genommen, werden.

6.9 1. Kann der Urlaub wegen Beendigung des Ar­
beitsverhältnisses ganz oder teilweise 
nicht mehr gewährt werden, so ist er ab­
zugelten.

8. Erkrankung während des Urlaubs
8.1 Erkrankt ein Arbeitnehmer während des Ur­

laubs, so werden die durch ärztliches Zeug­nis nachgewiesenen Tage der Arbeitsunfähig­keit auf den Jahresurlaub nicht angerech­
net .

ff
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Vom 15. Februar 1988 an war der Kläger arbeitsunfähig er­
krankt. Die Parteien beendeten das Arbeitsverhältnis einvernehm­
lich zum 31. Juli 1988. Seit diesem Zeitpunkt bezieht der Kläger 
Rente wegen Erwerbsunfähigkeit.

Der Kläger hat von der Beklagten die Abgeltung seines Erho­
lungsurlaubs für das Jahr 1988 in unstreitiger Höhe verlangt. Mit 
der am 26. August 1988 erhobenen Klage hat der Kläger beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 
5.662,13 DM brutto nebst 4 % Zinsen seit dem 26. August 1988 zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat die Auf­
fassung vertreten, der Abgeltungsanspruch sei nicht erfüllbar, 
weil der Kläger seine Arbeitsfähigkeit auch nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses nicht wiedererlangt habe.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage 
stattgegeben. Mit der Revision bittet die Beklagte weiterhin um 
Klageabweisung.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung des Beru­
fungsurteils und zur Abweisung der Klage. Der Kläger hat zwar am 
31. Juli 1988, als er aus dem Arbeitsverhältnis ausschied, einen 
Anspruch auf Abgeltung seines Erholungsurlaubs für das Jahr 1988 
erworben. Diesen Anspruch braucht die Beklagte aber nicht zu er­
füllen, weil der Kläger in der Zeit zwischen Beendigung des Ar-
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beitsverhältnisses und der letzten mündlichen Verhandlung vor dem 
Landesarbeitsgericht (18. Januar 1989) seine Arbeitsfähigkeit 
nicht wiedererlangt hat.

1. Der Urlaubsabgeltungsanspruch entsteht mit Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses nicht als Abfindungsanspruch, für den es auf 
weitere Merkmale nicht ankommt, sondern als Surrogat des nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht, mehr erfüllbaren An­
spruchs auf Befreiung von der Arbeitspflicht. Er ist daher - ab­
gesehen vom Bestehen des Arbeitsverhältnisses - an die gleichen 
Voraussetzungen gebunden wie der Urlaubsanspruch, setzt also vor­
aus, daß der Urlaubsanspruch, wenn das Arbeitsverhältnis fortbe- 
stehen würde, noch durch Freistellung des Arbeitnehmers von der 
Arbeitspflicht erfüllt werden könnte (inzwischen ständige Recht­
sprechung des Bundesarbeitsgerichts, vgl, z. B. BAGE 52, 67 = AP 
Nr. 26 zu § 7 BUrlG Abgeltung; zuletzt Urteil des Senats vom 
20. April 1989 - 8 AZR 621/87 -, zur Veröffentlichung bestimmt).

Dies gilt nicht nur für den gesetzlichen Mindesturlaub (§ 7 
Abs. 4 BUrlG) und den Zusatzurlaub, der oem Kläger gemäß § 47 
SchwbG zustand, sondern auch für den Erholungsurlaub, auf den der 
Kläger nach § 10 Nr. 2.1 MTV Anspruch hatte. § 10 Nr. 6.9 Unter- 
abs. 1 MTV enthält eine mit § 7 Abs. 4 BUrlG wörtlich überein­
stimmende Regelung. Der Arbeitnehmer soll durch diese Tarifnorm 
auch hinsichtlich des über den gesetzlichen Mindesturlaub hinaus­
gehenden tariflichen Urlaubs so gestellt werden, als könnte die
Arbeitspflicht durch Urlaubserteilung suspendiert werden. Zu die­
sem Zweck erhält er trotz Beendigung des Arbeitsverhältnisses als
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Abgeltung Arbeitsentgelt für die Arbeitszeit» die ihm als Frei­
zeit zu gewähren wäre, wenn das Arbeitsverhältnis fortbestünde. 
Der gesamte mit der Klage geltend gemachte Urlaubsabgeltungsan- 
spruch ist deshalb an dieselben Voraussetzungen geknüpft wie der 
Urlaubsanspruch selbst.

2. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts und der 
Revisionserwiderung läßt sich der Regelung des § 10 Nr. 4.4 MTV 
nicht entnehmen, daß es beim Ausscheiden aus Invaliditätsgründen 
auf die Erfüllbarkeit des Urlaubsabgeltungsanspruchs nicht ankom­
men soll.

a) Nach dieser Bestimmung erhält der Arbeitnehmer, dem an sich 
nach § 10 Nr. 4.1 MTV nur gekürzter Vollurlaub zustünde, wenn er 
aus Alters- oder Invaliditätsgründen ausscheidet, den vollen Ur­
laub, sofern er zehn Jahre ununterbrochen dem Betrieb angehört 
hat, jedoch nur soviel Tage, wie er im Urlaubsjahr gearbeitet 
hat. Das Landesarbeitsgericht meint, § 10 Mr. 6.9 Unterabs. 1 MTV 
sei für den Fall des Ausscheidens wegen Erwerbsunfähigkeit durch 
Auslegung dahin zu erweitern, daß ein Abgeltungsanspruch auch 
dann besteht, wenn der Urlaub wegen Arbeitsunfähigkeit nicht ge­
nommen werden könnte. Dies gelte nicht nur für einen in der er­
sten Hälfte des Urlaubsjahres ausscheidenden Arbeitnehmer» son­
dern aus Gründen der Gleichbehandlung auch für den am 31. Juli 
ausgeschiedenen Kläger. Dem ist nicht zu folgen.

Der Senat hat bereits in seinem nicht veröffentlichten Ur­
teil vom 18. Juli 1989 (8 AZR 194/88) zu der entsprechenden Be-
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Stimmung des § 6 Nr. 6 des Manteltarifvertrags für die Arbeitneh­
mer der metallverarbeitenden Handwerke im Lande Nordrhein-Westfa­
len vom 20. Dezember 1978 entschieden, daß eine solche Tarifrege­
lung nicht darauf abzielt, dem Arbeitnehmer eine Sonderzahlung zu 
gewähren, sondern daß die Besserstellung nur die Höhe des Ur­
laubsanspruchs betrifft, nicht aber die Voraussetzungen des Ur­
laubsabgeltungsanspruchs. Der Senat sieht keinen Anlaß, die hier 
maßgebende entsprechende Tarifnorm des § 10 Nr. 4.4 MTV anders 
auszulegen. Die Gründe, die das Landesarbeitsgericht und der Klä­
ger dafür anführen, überzeugen nicht.

Zwar trifft es zu, daß beim Ausscheiden wegen Erwerbsunfä­
higkeit viele Arbeitnehmer anschließend nicht wieder arbeitsfähig 
werden und somit nicht in den Genuß der Abgeltung kommen. Zu 
Recht weist demgegenüber jedoch die Revision darauf hin, daß nach 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts selbst beim Aus­
scheiden wegen Erwerbsunfähigkeit eine Urlaubsabgeltung unter 
bestimmten Voraussetzungen nicht ausgeschlossen ist. Die Revision 
beruft sich insoweit zu Recht auf die Urteile des Senats vom 
14. Mai 1986 (BAGE 52, 67 = AP Nr. 26 zu § 7 BUrlG Abgeltung) und 
vom 24. November 1987 (BAGE 56, 340 = AP Nr. 41 zu § 7 BUrlG Ab­
geltung). Darin hat der Senat ausgeführt, daß ein wegen Erwerbs­
unfähigkeit aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschiedener Arbeitneh­
mer Urlaubsabgeltung erhält, wenn er bei Fortdauer des Arbeits­
verhältnisses eine geschuldete Arbeitsleistung hätte erbringen 
können. Daran ist festzuhalten.

Nicht zu folgen ist der Revisionserwiderung, soweit sie die
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Auffassung vertritt, die Tarifnorm des § 10 Nr. 4.4 MTV treffe 
dadurch, daß sie statt des Begriffs der Erwerbsunfähigkeit den 
der Invalidität verwende, eine Regelung über die Abgeltung des 
Urlaubs, die für den Arbeitnehmer günstiger sei als die gesetz­
liche Bestimmung des § 7 Abs. 4 BUrlG. Die Revisionserwiderung 
schließt aus § 10 Nr. 4.4 MTV, die Tarifvertragsparteien unter­
stellten, daß bei Invalidität immer Arbeitsunfähigkeit vorliege. 
Die Regelung könne deshalb nur so verstanden werden, daß die Er­
füllbarkeit des Urlaubsabgeltungsanspruchs in diesem Fall nicht 
gefordert werde. Dies trifft nicht zu. § 10 Nr. 4.4 MTV will die 
dort genannten Tatbestände ersichtlich gleichbehandeln. Wer aus 
Invaliditätsgründen ausscheidet, soll ebenso behandelt werden wie 
der, der aus Altersgründen ausscheidet. Käme es bei Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses wegen Invalidität als Voraussetzung des 
Abgeltungsanspruchs auf die Arbeitsfähigkeit (Erfüllbarkeit) 
nicht an, wäre der Arbeitnehmer, der wegen Erwerbsunfähigkeit 
ausscheidet, besser gestellt als der, der sein Arbeitsverhältnis 
wegen Erreichens der Altersgrenze beendet. Für diesen sähe die 
Tarifnorm, würde man sie im Sinne des Klägers auslegen, eine Bes­
serstellung gegenüber § 7 Abs. 4 BUrlG nicht vor. Gegen die Un­
terscheidung beider Arbeitnehmergruppen im Tarifvertrag spricht 
außerdem, daß § 10 Nr. 6.9 Unterabs. 1 MTV die Voraussetzungen 
des Urlaubsabgeltungsanspruchs einheitlich bestimmt, indem er 
eine mit § 7 Abs. 4 BUrlG wörtlich übereinstimmende Regelung 
trifft.

Da § 10 Nr. 4.4 MTV den in der ersten Hälfte eines Kalender­
jahres ausscheidenden Arbeitnehmer somit nur hinsichtlich der
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Höhe des Urlaubsanspruchs, nicht aber hinsichtlich der Vorausset­
zungen des Urlaubsabgeltungsanspruchs begünstigt, kann Irnnsit- 
hen, ob die Bestimmung in der vom Landesarbeitsgericht ve-trete- 
nen Auslegung auf den Urlaubsabgeltungsanspruch des am 31. Juli 
ausgeschiedenen Klägers entsprechend anzuwenden wäre,

b) Dem Landesarbeitsgericht ist auch nicht zu folgen, soweit es 
die Auffassung vertritt, die wörtlich den § 9 BUrlG entsprechende 
Bestimmung des § 10 Nr. 8.1 MTV stütze den Anspruch des Klägers,

Nach dieser Vorschrift werden, wenn ein Arbeitnehmer während 
des Urlaubs erkrankt, die durch ärztliches Zeugnis nachgewiesenen 
Tage der Arbeitsunfähigkeit auf den Jahresurlaub nicht angerech­
net . Die entsprechende Anwendung dieser Tarif norm auf den llr- 
laubsabgeltungsanspruch scheidet bereits deshalb aus, weil § 10 
Nr. 6.9 Unterabs. 1 MTV insoweit eine speziellere Regelung ent­
hält. Außerdem würde sie aber auch nicht dazu führen, daß der Ur­
laubsabgeltungsanspruch des Klägers zu erfüllen ist. § 10 Nr« 8.1 
MTV schließt nur aus, daß die Tage der Arbeitsunfäh; orc>0 auf den 
bereits erteilten Urlaub angerechnet werden. Dieser resu 1 mrruiig 
ist jedoch nicht zu entnehmen, daß Arbeitsunfähigkeit aer.i Ur ­
laubsanspruch - oder bei entsprechender Anwendung der; u aubsab- 
geltungsanspruch - "nicht abträglich" ist. Der Kläger verkennt, 
daß die Nichtanrechnung der Krankheitstage nur bewirkt,, daß der 
Urlaubsanspruch der Höhe nach insoweit erhalten bleict , Ut:<-r die 
Voraussetzungen für die Erteilung und den Verfall di . 0; muds
enthält § 10 Nr. 8.1 MTV keine Regelung.
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3. Der Kläger hat vor dem Zeitpunkt der letzten mündlichen Ver­
handlung vor dem Landesarbeitsgericht seine Arbeitsfähigkeit 
nicht wiedererlangt.

Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Kläger habe 
keine Tatsachen dafür vorgetragen, daß er nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses in der Lage gewesen wäre, unter der Voraus­
setzung des Fortbestehens des Arbeitsverhältnisses die vertrag­
lich geschuldete Arbeitsleistung zu erbringen. Auszugehen sei 
mithin davon, daß der insoweit darlegungs- und beweispflichtige 
Kläger über den 31. Juli 1988 hinaus weiterhin fortlaufend nicht 
arbeitsfähig gewesen sei.

Dies hat der Kläger nicht angegriffen. Entgegen seiner Auf­
fassung ist der Rechtsstreit somit nicht zur1 anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen. 
Im übrigen hat der Kläger, der die Rechtslage offenbar zutreffend 
einschätzte, bereits im Schriftsatz vom 12. September 1988 gegen­
über dem Arbeitsgericht angekündigt, daß er wegen seiner Arbeits­
fähigkeit nach dem 31. Juli 1988 ergänzend vortragen werde. Er 
hat jedoch im weiteren Verlauf des Rechtsstreits dazu keine Tat­
sachen behauptet.

Michels-Holl Dr. Leinemann Dr. Peifer
Dr. Gaber Mache
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